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5. Wahlperiode 


Drucksache V/2212 


Der Bundesminister für Verkehr 

StB 6/10 - Ispl - 2140 Bd 67 


Bonn, den 25. Oktober 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Ausbau der Bundesstraßen im Verwaltungsbezirk Ol- 
denburg — Land Niedersachsen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Wächter, Frieler, 
Roß r Dr. Siemer und Genossen 
— Drucksache V/2145 (neu) — 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. Wie ist es zu erklären, daß bei den Planungen für den Ausbau 
der Bundesautobahnen der von der B 69 erfaßte Raum nicht 
berücksichtigt worden ist, während parallel zur B 6 zwischen 
Bremen und Bremerhaven weiterführend nach Cuxhaven eine 
Bundesautobahn eingeplant wurde und im Bereich der B 70 im 
ostfriesischen Raum der Bau einer solchen im Gespräch ist, ob- 
gleich nach den Ergebnissen der Verkehrsmengenzählung 1965 
der Verkehr auf den beiden letztgenannten Bundesstraßen 
wesentlich geringer ist, als auf der B 69? 

Beim Ausbau des Bundesautobahnnetzes kam es im norddeut- 
schen Raum nach Vollendung der Nord-Süd- Autobahn Ham- 
burg — Hannover — Frankfurt — Basel (Sommer 1962) mit ihrer 
für Nord-West-Deutschland wichtigen Zweigstrecke Bremen — 
Walsrode (Sommer 1964) darauf an, die von Lübeck über Ham- 
burg nur bis Bremen fertiggestellte Hansalinie über Osnabrück 
nach Kamen zu verlängern und damit die Hauptverbindung der 
deutschen Seehäfen und des nordwestdeutschen Küstengebie- 
tes mit dem Industriegebiet an Ruhr und Rhein zu schaffen. 
Die Hansalinie trägt durch ihre Linienführung im Raum Clop- 
penburg — mit der günstigen Anbindung der B 69 und B 72 — 
in hohem Maße zur Erschließung des gesamten Verwaltungs- 
bezirks Oldenburg bei. 

Bei der weiteren Planung für den Ausbau der von diesen 
Hauptstrecken in die an der Küste gelegenen Randgebiete füh- 
renden Bundesfernstraßen kommt der Verlängerung der nord- 
östlich Bremen im „Blockland" schon vorhandenen BAB-Zweig- 
strecke nach Bremerhaven (Europastraße 71) und später auch 
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nach Cuxhaven besondere Bedeutung zu, weil von Bremerhaven 
neben dem beträchtlichen zivilen Fernverkehr auch der Ver- 
sorgungsverkehr der amerikanischen Stationierungsstreitkräfte 
ausgeht; deshalb wurde die Autobahn nach Bremerhaven 1963 
als künftige Netzergänzung in die Planung des Bundes auf- 
genommen. 

Westlich der Weser entsprechen die Verkehrsmengen des 
Straßenzuges B 75/69 Bremen — Oldenburg — Wilhelmshaven 
bzw. Oldenburg— Ahlhorn denen zwischen Bremer Kreuz und 
Bremerhaven — Cuxhaven, indessen ist der Anteil des weit- 
räumigen Verkehrs geringer. Dementsprechend wurde die Pla- 
nung für die B 75/B 69 bei Aufstellung des 3. Vierjahresplanes 
(1967 bis 1970) vervollkommnet, indem ein autobahnartiger 
Ausbau vorgesehen wurde, d. h. 4-spuriger Querschnitt mit 
Mittelstreifen, ohne höhengleiche Kreuzungen und Einmün- 
dungen, mit besonderen Anschlußstellen zur Verknüpfung mit 
dem übrigen Straßennetz und neue zügige Trasse abseits der 
alten Bundesstraßen. 

Bei der Bundesautobahn nach Ostfriesland handelt es sich um 
eine Verbindung zwischen dem Ruhrgebiet und dem emslän- 
disch-ostfriesischen Raum, die im Hinblick auf die künftige 
Erschließung und Strukturverbesserung dieses nordwestlichen 
Randgebietes der Bundesrepublik Deutschland bei Aufstellung 
des 3. Vierjahresplanes als Vorsorgeplanung berücksichtigt 
wurde. 


2. Aus welchem Grunde ist der Ausbau der B 75 zwischen Olden- 
burg und Delmenhorst sowie westlich von Oldenburg bisher 
nicht stärker forciert worden, obwohl bekannt ist, daß auf die- 
sen Straßen die stärkste Verkehrsbelastung im gesamten nord- 
westdeutschen Raum liegt? 

Schon in der Fragestunde der 100. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages am 6. Dezember 1963 hat mein Amtsvorgänger dem 
Bundestagsabgeordneten Müller (Nordenham) auf die sich ab- 
zeichnenden Schwierigkeiten bei der Ausbauplanung der B 75 
Delmenhorst — Oldenburg hingewiesen (Sitzungsprotokoll 4. 
Wahlperiode, 100. Sitzung, S. 4631). Es ergab sich, daß ein Aus- 
bau im Zuge der alten B 75 nicht möglich war. Die Planungs- 
arbeiten für die neue Linie stießen auf örtliche Schwierigkei- 
ten und wurden, wie auch in anderen Fällen, durch zu schwa- 
che personelle Ausstattung der Niedersächsischen Auftrags- 
verwaltung beeinträchtigt. Diese konnte daher die Bestim- 
mung der Linie nach § 16 Abs. 1 des Bundesfernstraßengesetzes 
für den östlichen Abschnitt Urneburg — Kirchkimmen erst im 
Dezember 1965 und für den westlichen Abschnitt Kirchkim- 
men — Drielakermoor im September 1967 beantragen. Der bau- 
reife Entwurf für den Abschnitt Urneburg-Kirchkimmen ist 
im Juli 1967 genehmigt worden. 
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Westlich Oldenburg ist eine großzügige Verlegung der B 75 
auf die Nordseite des Zwischenahner Meeres bis westlich 
Westerstede vorgesehen; der dringlichste Abschnitt ist die Orts- 
Umgebung Westerstede, deren erster Bauabschnitt westlich der 
L 15 (Westerstede — Blauhand) vor der Vollendung steht, über 
die Linienführung der B 75 östlich Westerholtsfelde im west- 
lichen Vorfeld von Oldenburg laufen noch Untersuchungen, 
die auch mit der Frage einer östlichen Umgehung von Olden- 
burg im Zuge der B 75/69 Zusammenhängen. 


3. Womit begründet die Bundesregierung die Forderung des Bun- 
desverkehrsministeriums auf Umstellung der Baupläne von 
RQuM 17 auf RQuM 23 und dann wieder auf RQuM 28,5 bei 
den Ausbauplänen für die B 75 und für die B 69? 


Die Umstellung der Kronenbreite von 23,0 m (autobahnartiger 
Querschnitt ohne Standspuren) auf 28,5 m (mit Standspuren) 
für die B 75 östlich Oldenburg und für die B 69 wurde im Ein- 
vernehmen mit dem Niedersächsischen Minister für Wirtschaft 
und Verkehr bzw. auf dessen Vorschlag aus Gründen der höhe- 
ren Verkehrssicherheit vorgenommen. Von Bauplänen der o. g. 
Neubauabschnitte mit RQ 17 ist im Bundesverkehrsministerium 
nichts bekannt. 

Im Abschnitt der B 75 westlich Oldenburg wurde der östlich der 
L 15 (Westerstede — Blauhand) liegende zweiter Bauabschnitt 
der Ortsumgehung Westerstede aus Gründen der Verkehrs- 
sicherheit von 17,5 m auf 23,0 m Kronenbreite (d. h. mit Mittel- 
streifen) umgestellt und zwar im Zusammenhang mit wesent- 
lichen dem Bund im Planfeststellungsverfahren auferlegten 
Änderungen, die ohnehin eine Neubearbeitung und eine neue 
Feststellung der Pläne zur Folge hatten. Von einer Umstellung 
auf RQ 28,5 kann in diesem Fall keine Rede sein. 


4. Welche Zeit benötigte die in der Frage 3 erwähnte Forderung 
bei den zuständigen Stellen (Bundesverkehrsministerium, Nie- 
dersächsisches Landesverwaltungsamt und nachgeordnete Be- 
hörden) ? 


Die grundsätzliche Entscheidung über die Verbesserung des 
Querschnitts von 23,0 m Kronenbreite auf 28,5 m Kronenbreite 
wurde im Rahmen der üblichen Entwurfsprüfung im Bundes- 
verkehrsministerium getroffen. Die Behandlung der Quer- 
schnittsfrage benötigte keine zusätzliche Zeit. 

Die Umarbeitung der Pläne ist im Gange. Welche Zeit die damit 
befaßten Stellen der Niedersächsischen Auftragsverwaltung für 
die einzelnen Abschnitte benötigen bis das Planfeststellungs- 
verfahren eingeleitet werden kann, läßt sich noch nicht sagen. 
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5. Warum ist mit dem Ausbau der B 69, die nach Fertigstellung 
der Bundesautobahn Hansalinie ein echter Zubringer ist, nicht 
frühzeitig begonnen worden, während man am Ostfriesland- 
Zubringer, also der B 72, bereits eine ganze Reihe von Ausbau- 
ten vorgenommen hat, obwohl die Verkehrsbelastung der B 69 
wesentlich größer ist, als die der B 72? 

Die an der B 72 (Schneiderkrug— Hesel) vorgenommenen Ver- 
besserungen waren weitgehend ohne Änderung der Linien- 
führung der B 72 möglich; sie konnten daher ohne zeitraubende 
Planungsarbeiten durchgeführt werden. Bisher wurde die B 72 
nur bei Sedelsberg an der Kreuzung mit der B 401 zur Aus- 
schaltung des unzulänglichen Überganges über den Küstenkanal 
auf eine neue Trasse verlegt. 

Demgegenüber benötigten die schwierigen und umfangreichen 
Planungsarbeiten für die B 69 wesentlich mehr Zeit; auch hier 
spielen die schon bei Frage 2 erwähnten Personalverhältnisse 
eine Rolle. 


6. Welche Gründe haben bislang zur Verzögerung des Ausbaus 
der Umgehungsstraße Oldenburg geführt, obgleich bekannt ist, 
daß diese Straße eine durchschnittliche Verkehrsbelastung von 
23 000 Fahrzeugen (neue Zählungen) pro Tag aufzuweisen hat? 

Der Ausbau der z. Z. noch zweispurigen, mit höhengleichen 
Kreuzungen und Anschlüssen versehenen Abschnitte der Orts- 
umgehung Oldenburg zu einer kreuzungsfreien vierspurigen 
Straße ist eine bau- und verkehrstechnisch ungewöhnlich 
schwierige Aufgabe, weil die bestehende dichte Verknüpfung 
mit dem städtischen Straßennetz nach den Wünschen der Stadt 
Oldenburg möglichst nicht eingeschränkt werden soll, die 
Strecke durch bebautes Gebiet verläuft und der Umbau unter 
Aufrechterhaltung des Verkehrs durchgeführt werden muß. In 
Anbetracht der Zunahme des durchschnittlichen täglichen Ver- 
kehrs, der auf dem höchstbelasteten Abschnitt der Ortsumge- 
hung Oldenburg 1963 rund 14 000 Kfz/24 h und 1965 bereits 
rund 21 000 Kfz/24 h betrug, wurde auf Veranlassung des 
Bundesministers für Verkehr zur Beschleunigung der Sache 

1966 ein Ingenieur-Büro mit der Klärung dieses Problems be- 
auftragt. Ein die weitere Entwicklung umfassender Generalver- 
kehrsplan der Stadt Oldenburg, der für die abschließende Be- 
urteilung unerläßlich ist, wurde seitens der Stadt Oldenburg 

1967 in Auftrag gegeben. 


7. Sieht die Bundesregierung den vorgesehenen Querschnitt der 
B212 von RQuM 11 auf der Strecke von Bookholzberg bis 
Harmenhausen als ausreichend an und welche Querschnitte 
sind unter Berücksichtigung der Bedeutung der Wirtschaft und 
ihrer zukünftigen Entwicklungsmöglichkeiten in dem westlichen 
Unterweser-Gebiet zwischen Lemwerder bis Nordenham bei der 
Weiterführung der B 212 bis nach Blexen vorgesehen? 

Der für den B 2 12- Abschnitt Bookholzberg — Harmenhausen vor- 
gesehene Regelquerschnitt RQ 11,5 mit einer Kronenbreite von 
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11,50 m und einer Fahrbahnbreite von 8,50 m einschließlich 
beiderseitiger 0,50 m breiter Leitstreifen reicht unter Berück- 
sichtigung der für den üblichen Planungszeitraum von 20 Jah- 
ren zu erwartenden Verkehrszunahme aus. Dabei wurde in 
Anlehnung an die Schätzung des Landkreises Wesermarsch 
vom August 1967 vorsorglich angenommen, daß 50% des Ver- 
kehrs der — gegenwärtig von manchen Fahrern bevorzugten — 
L 75 (Harmenhausen — Delmenhorst) sich auf die B 212 verla- 
gern wird, sobald die im Fahrbahnzustand sehr schlechte Moor- 
strecke Bookholzberg — Harmenhausen durch eine neue Straße 
ersetzt sein wird. 

Bei einer Beurteilung der Straßenverhältnisse im westlichen 
Unterweser-Gebiet darf nicht außer Betracht bleiben, daß der 
im Einflußbereich der B 212 nördlich Brake aufkommende Ver- 
kehr in Richtung Osnabrück — Ruhrgebiet über die B211 künf- 
tig eine weitere günstige Verbindung zur BAB-Hansalinie bei 
Ahlhorn erhält, wenn der vorgesehene 4-spurige autobahnar- 
tige Neubau der B 69 Wilhelmshaven — Ahlhorn fertiggestellt 
sein wird. 

Darüber hinaus wurde im Hinblick auf die zukünftigen Entwick- 
lungsmöglichkeiten der Wirtschaft im westlichen Unterweser- 
Gebiet zwischen Lemwerder und Nordenham bei Aufstellung 
des 3. Vierjahresplanes als Vorsorgeplan eine neue Verbindung 
berücksichtigt, die von Berne über Altenesch durch das Nieder- 
vieland (Anschluß der neuen Bremer Häfen links der Weser) 
zur BAB Hansalinie bei Stuhr führt. 

Die Prüfung der Frage, welche Querschnitte für die nördlich 
Flarmenhausen liegenden Teilstrecken der B212 vorzusehen 
sind, ist im Gange. 


8. Wie ist es zu erklären, daß im 3. Vierjahresplan für den Aus- 
bau der Bundesstraßen im Gebiet des niedersächsischen Ver- 
waltungsbezirks Oldenburg unter Berücksichtigung der Tat- 
sache, daß die Stadt Oldenburg und die Stadt Wilhelmshaven 
die einzigen Städte dieser Größenordnung in der Bundesrepu- 
blik sind, für die kein direkter Autobahnanschluß vorgesehen 
ist, nur einige wenige Millionen DM (56 Millionen DM) einge- 
setzt worden sind, während die Haushaltsansätze für den Auto- 
bahnausbau im Raume Bremen — Bremerhaven — Cuxhaven in 
die Hunderte von Millionen DM gehen (196 Millionen DM)? 


Im 3. Vierjahresplan sind für den Ausbau der Bundesstraßen 
im Gebiet des Niedersächsischen Verwaltungsbezirks Olden- 
burg nicht 56 Millionen DM, sondern 88 Millionen DM vorge- 
sehen. Diese Summe umfaßt von den Niedersachsen zugute 
kommenden Mitteln nur die im 3. Vierjahresplan namhaft ge- 
machten Ausbaustrecken und Einzelbauvorhaben der Bundes- 
straßen, jedoch weder die für Unterhaltung und Instandsetzung, 
Zwischenausbau, Grunderwerb und Verwaltungskosten global 
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vorgesehenen Beträge noch die Zuwendungen des Bundes an 
andere Baulastträger (z. B. Landkreis Wesermarsch für die 
neue Unterweserfähre Golzwarden — Sandstedt). In Anbetracht 
der sonstigen dringlichen Straßenbaumaßnahmen im norddeut- 
schen Küstengebiet und der für den Straßenbau des Bundes 
nicht unbegrenzt zur Verfügung stehenden Mittel stellen die 
vorgenannten 88 Millionen DM eine erhebliche Leistung des 
Bundes dar. 

Im 3. Vierjahresplan geht es bei der BAB Bremen — Bremer- 
haven — Cuxhaven im wesentlichen um die sogenannte Block- 
landstrecke Bremer Kreuz — Ihlpohl (Bremen-Nord) und um die 
Ortsumgehung Bremerhaven: Der im Interesse der Verkehrs- 
sicherheit dringend erforderliche Umbau der Blocklandstrecke 
umfaßt die Erneuerung der alten, unebenen und abgängigen 
Betonfahrbahn und die gleichzeitige Anpassung der 1934 bis 
1937 ohne Mittelstreifen gebauten 4-spurigen Strecke an den 
heute üblichen Querschnitt. Ferner soll bei Bremerhaven be- 
vorzugt die Teilstrecke gebaut werden, die als Ortsumgehung 
dienen und die städtischen Straßen in Bremerhaven entlasten 
wird. 

Wenn man schon die Beträge von 88 Millionen DM für die 
Investition an Bundesstraßen im Verwaltungsbezirk Oldenburg 
— ohne die Investitionsmittel von rund 200 Millionen DM für 
die rund 60 km lange Hansalinie im Verwaltungsbezirk Olden- 
burg — mit den 196 Millionen DM für die BAB Bremen — Bre- 
merhaven — Cuxhaven überhaupt vergleicht, so darf nicht außer 
Betracht bleiben, daß der größte Teil der hierfür im 3. Vier- 
jahresplan ausgebrachten BAB-Mittel vornehmlich der grund- 
haften Erneuerung der bisher schon 4-spurigen Blockland- 
strecke zugute kommt, also keine Fortsetzung der Bauarbeiten 
in Richtung Bremerhaven darstellt und keinen nennenswert 
zusätzlichen Verkehrsraum bringt. 


9. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um den unverkenn- 
bar starken Nachholbedarf im niedersächsischen Verwaltungs- 
bezirk Oldenburg durch höhere Dotierungen im dritten bzw. 
vierten Vierjahresplan auszugleichen? 


Es ist bereits beabsichtigt, während des 3. Vierjahresplanes 
von der haushaltsrechtlichen Möglichkeit des Mittelausgleiches 
im Rahmen der gegenseitigen Deckungsfähigkeit zugunsten des 
Ausbaues der B 75 und B 69 Gebrauch zu machen. Das heißt, 
daß Mittel, die in Niedersachsen bei anderen Bauvorhaben 
infolge mangelnder Baureife oder sonstiger Behinderungen 
frei werden, der B 75 und der B 69 zugeführt werden für Bau- 
maßnahmen, bei denen die technischen und rechtlichen Voraus- 
setzungen zum Baubeginn erfüllt sind. 
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Darüber hinaus wird bereits erwogen, ob der neue Straßenzug 
Ahlhorn — Oldenburg— Wilhelmshaven als Ergänzung in das 
Bundesautobahnnetz einbezogen und sodann im 4. Vierjahres- 
plan mit Mitteln des BAB-Neubaues weitergebaut werden kann. 

In jedem Fall werden höhere Dotierungen nur dann wirksam 
werden können, wenn für die betreffenden Bauvorhaben bau- 
reife Pläne in rechtskräftiger Form vorliegen. Da es dafür auch 
auf die personelle Ausstattung der Niedersächsischen Auf- 
tragsverwaltung ankommt, habe ich den Niedersächsischen Mi- 
nister für Wirtschaft und Verkehr gebeten, dieser Aufgabe des 
Landes Niedersachsen besondere Aufmerksamkeit zu widmen. 


Georg Leber 
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